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B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 9. ... 

B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 9. ... 

§ 10. (1) Die Erträge der im § 9 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, den 
Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in folgendem 
Hundertsatzverhältnis geteilt: ... 

(1a) ... 

(2) Abzuziehen sind 

 1. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer 1,7 % des jeweiligen Nettoaufkommens für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs; der Abzug ist im Jahr 2017 um 148,4 Mio. Euro und 
ab dem Jahr 2018 um 126,6 Mio. Euro jährlich zu kürzen; 

§ 10. (1) Die Erträge der im § 9 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, den 
Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in folgendem 
Hundertsatzverhältnis geteilt: ... 

(1a) ... 

(2) Abzuziehen sind 

 1. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer 1,7 % des jeweiligen Nettoaufkommens für Zwecke des 
Familienlastenausgleichs; der Abzug ist im Jahr 2017 um 148,4 Mio. Euro und 
ab dem Jahr 2018 um 126,6 Mio. Euro jährlich zu kürzen; 

 2. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer 1,07% des jeweiligen Nettoaufkommens für Zwecke des 
Katastrophenfonds sowie von den Ertragsanteilen des Bundes an der 
Körperschaftsteuer weitere 10 Millionen Euro jährlich für Zwecke des 
Katastrophenfonds. Wenn die Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, 
kann der Abzug von den Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer 
für Zwecke der Abgeltung von Schäden durch Naturkatastrophen im Sinne des 
§ 3 des Katastrophenfondsgesetzes 1996, BGBl. Nr. 201/1996, durch 
Beschluss der Bundesregierung in dem Ausmaß erhöht werden, das zur 
Abgeltung dieser Schäden zusätzlich erforderlich ist, höchstens jedoch um 
1,07 % des Nettoaufkommens an Einkommensteuer und an Körperschaftsteuer 
(Aufstockungsbetrag); 

 2. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer 1,07% des jeweiligen Nettoaufkommens für Zwecke des 
Katastrophenfonds sowie von den Ertragsanteilen des Bundes an der 
Körperschaftsteuer weitere 10 Millionen Euro jährlich für Zwecke des 
Katastrophenfonds. Wenn die Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, 
kann der Abzug von den Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer 
für Zwecke der Abgeltung von Schäden durch Naturkatastrophen im Sinne des 
§ 3 des Katastrophenfondsgesetzes 1996, BGBl. Nr. 201/1996, durch 
Beschluss der Bundesregierung in dem Ausmaß erhöht werden, das zur 
Abgeltung dieser Schäden zusätzlich erforderlich ist, höchstens jedoch um 
1,07 % des Nettoaufkommens an Einkommensteuer und an Körperschaftsteuer 
(Aufstockungsbetrag); 

  2a. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Umsatzsteuer ein Betrag in Höhe 
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der Ausgaben gemäß dem Bundesgesetz über einen Zweckzuschuss aufgrund 
der Abschaffung des Zugriffs auf Vermögen bei Unterbringung von Personen 
in stationären Pflegeeinrichtungen, BGBl. I Nr. xxx/2018, zur Finanzierung 
dieser Ausgaben; 

 3. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Lohnsteuer ein Betrag von 
33,7 Millionen Euro, der am 20. Mai eines jeden Jahres an den Österreich-
Fonds gemäß dem FTE-Nationalstiftungsgesetz, BGBl. I Nr. 133/2003, zu 
überweisen ist; 

 3. von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Lohnsteuer ein Betrag von 
33,7 Millionen Euro, der am 20. Mai eines jeden Jahres an den Österreich-
Fonds gemäß dem FTE-Nationalstiftungsgesetz, BGBl. I Nr. 133/2003, zu 
überweisen ist; 

 4. vor der länderweisen Verteilung der Umsatzsteuer von den Ertragsanteilen der 
Länder 244,656 Millionen Euro und von den Ertragsanteilen der Gemeinden 
127,158 Millionen Euro. 

 4. vor der länderweisen Verteilung der Umsatzsteuer von den Ertragsanteilen der 
Länder 244,656 Millionen Euro und von den Ertragsanteilen der Gemeinden 
127,158 Millionen Euro. 

(3) bis (8) ... (3) bis (8) ... 
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